
Bundessozialgericht

— 2 RU 1/75 -

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

...........O'‚O......‘ODOOOOCIOCOCDC..0.000.0000000004‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
l0000.00...ocicoooooooocooooooo,

g e g e n

....l..OÖ..O......OOOOOOOOOOOCUOOU......OIOOOOOOOOOIOO‚

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ...............................

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. Oktober 1976

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin vom 19. November 1974 wird

zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin (S Berlin GmbH) ist Mitglied

der beklagten Verwaltungs-Berufsgenossenschaft. Sie unter-

hält ein Orchester zur Veranstaltung künstlerischer musi-

kalischer Aufführungen und zur Ausführung von Tonbandauf—

nahmen für Rundfunk- und Fernsehenstalten sowie für die
Schallplatten- und Filmproduktion. Im Jahre 4970 hatte

sie 45 Musiker fest angestellt. Zur Verstärkung des

Orchesters zog sie für Studioaufnahmen eine je nach Art

der Musikstücke wechselnde Anzahl von Musikern hinzu, die

zum Teil freiberuflich tätig, zum Teil bei anderen

Orchestern hauptberuflich beschäftigt waren. Die Beklagte,

der in den Lohnnachweisen der Klägerin nur das Entgelt

der fest angestellten Orchestermitglieder angegeben wor—

den war, forderte nach voraufgegangener Prüfung durch Be—

scheid vom 25. Mai 4974 für das Jahr 4970 einen Beitrag

nach dem an die fest angestellten und an die zusätzlich

tätig gewordenen Musiker gezahlten Gesamtbetrag. Die

Klägerin erhob Widerspruch und vertrat die Ansicht, die

aushilfsweise herangezogenen Musiker seien weder nach

der Nr. 4 noch nach der Nr. 5 des S 559 Abs. 4 der

Reichsversicherungsordnung (EVO) gegen Arbeitsunfall

versichert, sie hätten als Unternehmer nur freiwillig

gemäß 5 545 RVO der Unfallversicherung beitreten können.

Die Beklagte wies den Widerspruch durch Bescheid vom
9. Dezember 4974 zurück: Die von der Klägerin zeitweise

zur Vorführung künstlerischer Leistungen verpflichteten

Musiker gehörten zu den nach 5 559 Abs. 4 Nr. 5 EVO
Versicherten, für welche die Beklagte das Unfallrisiko

zu tragen und dementsprechend die Klägerin Beiträge zu

leisten habe.
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Die Klägerin hat Klage erhoben mit dem Antrag, den Beitrags-

bescheid dahin zu ändern, daß der Beitragsberechnung nur das

Entgelt der fest angestellten Musiker zugrunde zu legen sei.

Durch Urteil vom 50. November 4972 hat das Sozialgericht (SG)

Berlin die Klage abgewiesen. Das Landessozialgericht (LSG) hat

die Berufung zurückgewiesen (Urteil vom 49. November 4974)

und zur Begründung ausgeführt: Die Beklagte habe zu Recht

auch die an die nicht ständig bei der Klägerin beschäftigten

Musiker gezahlten Vergütungen bei der Beitragsbemessung be-

rücksichtigt (@ 725 Abs. 4 RVO), da dieser Personenkreis nach
5 559 Abs. 4 Nr. 5 RVO gegen Arbeitsunfall versichert sei.

Diese Vorschrift erfasse die Musiker, die zur Vorführung

künstlerischer Leistungen vertraglich verpflichtet seien, ohne

Rücksicht auf die Art der vertraglichen Verpflichtung. Es sei

nicht erforderlich, daB der Vorführende in einem Beschäfti-

gungsverhältnis zum Veranstalter stehe. Dies ergebe sich

schon aus der Entstehungsgeschichte. @ 559 Abs. 4 Nr. 5 RVO

entspreche dem S 557 Nr. 6 RVG idF des Sechsten Gesetzes über

Änderungen in der Unfallversicherung (6. ÄndG) vom 9. März

4942 (BGBl I 407), der gegenüber der Regelung in 5 557 Nr. 4 d

RVO idF des Dritten Gesetzes über Änderungen in der Unfallver-

sicherung (5. ÄndG) vom 20. Dezember 4928 (BGBl I 405),in der

die Versicherungspflicht der Künstler erstmalig vorgesehen

worden sei, eine Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf die-

jenigen Personen gebracht habe, die zur Vorführung künstleri—

scher Leistungen vertraglich verpflichtet seien. Ein den Ver—

sicherungsschutz begründendes Vertragsverhältnis zwischen der

Klägerin und den von ihr zeitweise herangezogenen Musikern sei

dadurch begründet werden, daß die Musiker sich - gegen Ver-

gütung - zur Teilnahme an einer musikalischen Darbietung der

Klägerin verpflichtet und die Lizenz erteilt hätten, die Auf—

zeichnung der Musikstücke zu verwerten. Unerheblich sei es

für die Anwendung des 5 559 Abs. 4 Nr. 5 RVO, daß es sich bei
den Darbietungen der Klägerin im wesentlichen nicht um Vor-

führungen unter Beteiligung eines Publikums handele. Da schon

seit dem 5. ÄndG Rundfunkbetriebe und Betriebe zur Herstellung
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von Filmen in die Versicherungspflicht einbezogen gewesen

seien, bei denen im wesentlichen kein Publikum vorhanden

sei, müsse dies auch für Aufnahmen gelten, die in einem

Studio für Schallplatten gemacht würden.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision trägt die Klägerin

vor: Die den Versicherungsschutz nach 5 559 Abs. 1 Nr. }

RVG begründende vertragliche Verpflichtung setze eine ar-

beitnehmerähnliche Stellung des Künstlers voraus. Dies er-

gebe sich aus Sinn und Zweck der gesetzlichen Unfallver-

sicherung, den wirtschaftlich Schwachen Schutz zu ge-

währen. Die Notwendigkeit eines Versicherungsschutzes

bestehe nicht für die im eigenen Interesse und auf eige—

nes wirtschaftliches Risiko tätig werdenen Personen. 5 559

Abs. 1 Nr. } RVO erfasse daher nur diejenigen, die sich

zur Leistung unselbständiger Dienste verpflichteten.Auch

die amtliche Begründung zur derzeitigen Fassung der Vor-

schrift gehe von der arbeitnehmerähnlichen Stellung der

von ihr erfaßten Personen aus. Die ausschließlich zu
Studioaufnahmen herangezogenen Musiker seien keine ar-

beitnehmerähnlichen Personen, vielmehr als freiberufliche

selbständige Unternehmer anzusehen. Darüber hinaus habe

das LSG verkannt, daß eine Vorführung schon nach dem Sprach-

gebrauch ein Publikum voraussetze. Auch in 5 49 Abs. 4 des

Urheberrechtsgesetzes (UrhG) vom 9. September 4965 (BGBl I
4275) sei das Vorführungsrecht als das Recht definiert,

ein Werk - durch technische Einrichtungen - öffentlich

wahrnehmbar zu machen; die Wiedergabe musikalischer Werke

gelte darüber hinaus nicht als eine Vorführung, sondern

als eine Aufführung, die darin bestehe, ein Werk der Musik

durch persönliche Darbietung öffentlich zu Gehör zu bringen.

Aufführungen in einem Studio, bei denen ein Publikum nicht

vorhanden sei, würden demnach nicht von $ 559 Abs. 4 Nr. 3

BVD erfaßt. Das Reichsversicherungsamt (RVA) sei in den

nach dem Inkrafttreten des 3. ÄndG erlassenen Richtlinien

ebenfalls davon ausgegangen, daß nur eine Darbietung, die
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in der Öffentlichkeit vor einem Publikum stattfinde, als Vor-

führung eines musikalischen Werkes angesehen werden könne.

Daraus, daß die schon damals vorhanden gewesenen Aufnahme-

studios in der Verlautbarung des RVA nicht aufgeführt seien,

folge angesichts der detaillierten Aufzählung der versicherten

Betriebe, daß die für Rundfunk- und für Filmherstellungsbetrie-

be gegebenen Auslegungsrichtlinien nicht entsprechend auf son—

stige Aufnahmestudios angewendet werden könnten. Da somit die

Tätigkeit der nicht fest angestellten Musiker nicht als Vor—
führung künstlerischer Leistungen zu beurteilen sei, bestehe

auch aus diesem Grund keine Beitragspflicht der Klägerin.

Die Klägerin beantragt sinngemäß,
unter Aufhebung der angefochtenen Urteil und des

Widerspruchsbescheides vom 9. Dezember 4974 den

Bescheid der Beklagten vom 25. Mai 4974 dahin zu

ändern, daß bei der Beitragsberechnung für 4970

nur das Entgelt der fest angestellten Orchester—

mitglieder zugrunde zu legen sei.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und meint, die

Vorführung einer künstlerischen Leistung, die aufgrund einer

irgendwie gearteten vertraglichen Verpflichtung übernommen wer-
den könne, sei auch dann als Vorführung im Sinne des 5 559
Abs. 4 Nr. } RVG anzusehen, wenn die Aufnahme mittelbar über

einen Tonträger einem Publikum zugänglich gemacht werden solle.

II

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden, da die

Beteiligten sich damit einverstanden erklärt haben (5 424

Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).
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Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Die Klägerin — eine GmbH „ ist bei der Herstellung von

Musikaufnahmen für Schallplatten als Unternehmerin (% 658

Abs. 2 Nr. 4 EVO) tätig geworden und hat die Beiträge auch

nach den Vergütungen der im Jahre 4970 — zusätzlich zu den

fest angestellten Orchestermitgliedern — von Fall zu Fall

für Studioaufnahmen herangezogenen Musiker zu entrichten

(SS 725 Abs. 4, 725 Abs. 4 EVO). Nach Lage des Falles zu-

treffend macht auch die Klägerin nicht geltend, den zur

Vervollständigung des Orchesters für bestimmte Aufnahmen

jeweils tätig gewordenen Musikern hätte das wirtschaft-

liche Ergebnis ihrer Mitwirkung - die gewerbliche Verwer-

tung der Musikaufnahmen - je nach Erfolg oder Mißerfolg

unmittelbar zum Vorteil oder Nachteil gereicht. Sie meint

jedoch, dieser Personenkreis von mitwirkenden Musikern

habe nicht unter Unfallversicherungsschutz gestanden und

deshalb nicht zu den Versicherten gehört, für die sie

Beiträge zu entrichten habe (@ 725 Abs. 4). Dieser Auf-

fassung ist nicht beizupflichten.

Mit Recht haben die Beklagte und die Vorinstanzen ange—

nommen, daß die hier in Betracht kommenden nicht fest an-
gestellten Musiker bei ihrer Mitwirkung im Orchester der

Klägerin nach 5 559 Abs. 4 Nr. } EVO unter Versicherungs-

schutz standen als "Personen, die zur ... Vorführung

künstlerischer
... Leistungen vertraglich verpflichtet"

waren .

5 559 Abs. 4 Nr. } RVO entspricht dem 5 557 Nr. 6 RVO in

der Fassung des 6. ÄndG vom 9. März 4942. Hierzu hat der
erkennende Senat schon in einem Urteil vom 44. Dezember

4960 (BSGE 45, 247) unter Hinweis auf den klaren Wortlaut
und die Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift näher

dargelegt, daß der Versicherungsschutz aufgrund einer

vertraglichen Verpflichtung zur Vorführung künstlerischer
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Leistungen nicht die Begründung eines Beschäftigungsverhält-

nisses zum Veranstalter voraussetzt, es vielmehr — unabhängig

von der rechtlichen Beurteilung des Vertragsverhältnisses

zwischen dem Veranstalter und dem Vorführenden - genügt, daß

die in Betracht kommende Leistung überhaupt aufgrund einer ver-

traglichen Verpflichtung erbracht wird. An dieser Auffassung

hält der Senat fest; sie wird auch vom Schrifttum geteilt (vgl.

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 1. bis 8. Aufl.,

Bd. II, S. 470 0 III, 472 p, g mit Nachweisen; Lauterbach,

Kommentar zur Unfallversicherung, 5. Aufl.„ Anm. 20 zu 5 539;
Podzun,Der Unfallsachbearbeiter, 5. Aufl., Kennzahl 500 S.6 c;

Schork, BG 1961, 500, 501; Vollmer, SozSich 1969, 172). Ent—

gegen der Ansicht der Klägerin läßt sich weder aus der Ent—

stehungsgeschichte der Norm noch aus dem Grundgedanken der

gesetzlichen Unfallversicherung eine Beschränkung des Versiche-

rungsschutzes nach 5 559 Abs. 1 Nr. 5 EVO auf Beschäftigte oder

jedenfalls arbeitnehmerähnlich tätig werdende Personen her—

leiten. Schon bei Einführung der Versicherung für die jetzt in

5 559 Abs. 1 Nr. 5 BVD angeführten Personen durch das 5. ÄndG

vom 20. Dezember 1928 waren in den von 5 557 Nr. 4 d EVO aF

erfaßten Betrieben auch Personen — aufgrund vertraglicher Ver—

pflichtung - versichert, die entgegen der allgemeinen Regel

des % 544 Abs. 1 EVO aF nicht in einem Beschäftigungsverhält—

nis zu dem Veranstalter standen (5 545 RVO aF; vgl. Schulte-

Holthausen, Kommentar zur Reichsversicherungsordnung, 4. Aufl.,

1929, S. 65). Es besteht kein Anhalt dafür, daß hürvon durch
das 6. ÄndG abgewichen werden sollte (BSGE 15, 217, 218; Brack-

mann, aaO, S. 472 q; Schork, aaO S. 501). Auch das Unfallver-

sicherungs-Neuregelungsgesetz (UVNG) vom 50. April 1965 (BGBl I
241), durch das die Regelung des 5 557 Nr. 6 RVO idF des

6. ÄndG unverändert übernommen worden ist (S 559 Abs. 1 Nr. 5
RVG), hat insoweit keine Änderung gebracht. In der amtlichen
Begründung des Entwurfs des UVNG (Bundestagsdrucksache IV/12O

S. 51) ist zwar ausgeführt: "An der Spitze (des 5 559) steht
die Kerngruppe der Arbeitnehmer und arbeitnehmerähnlichen Per-

sonen (Nr. 1 -5)." Damit sollte aber lediglich die sozial€Stel-
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lung der betreffenden Personengruppen bezeichnet werden, ohne

daß diese im Einzelfall bei allen insbesondere in Nr. 2 und

Nr. 5 aufgeführten Personen gegeben sein müßte. Es kann da-
hinstehen, ob die Personengruppen der Nr. 2 und Nr. 5, wie

Linthe (BG-Sonderheft 1965 S. 5) meint, begrifflich mehr der

Unternehmerseite zuneigen könnten. Jedenfalls sind die

Zwischenmeister, die nachträglich in Nr. 2 aufgenommen wor-

den sind, Unternehmer im Sinne der Unfallversicherung (vgl.

schriftlicher Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik,

BT-Drucksache IV/958 - neu - S. 5; Brackmann, aaO, S. 472 n;
Lauterbach, aaO, Anm. 12 zu 5 539). Soweit von 5 559 Abs. 1

Nr. 5 EVO auch Selbständige erfaßt werden, ist der Gesetz-

geber von der Schutzbedürftigkeit dieser Personen ausgegan-

gen, ohne daß der Versicherungsschutz im Einzelfall davon

abhängt. Die Auffassung der Klägerin läuft im Ergebnis

darauf hinaus, daß 5 559 Abs. 1 Nr. 5 EVO nur diejenigen

zur Schaustellung oder Vorführung künstlerischer oder

artistischer Leistungen vertraglich Verpflichteten beträfe,

die wie ein nach Abs. 1 Nr. 1 dieser Vorschrift aufgrund

eines Beschäftigungsverhältnisses Versicherter tätig werden

und somit - auch bei nur vorübergehender Tätigkeit - nach

5 559 Abs. 2 (vgl. 5 557 Nr. 10 idF des 6. ÄndG) gegen Ar-

beitsunfall versichert sind. Es hätte danach nicht der

Regelung in 5 559 Abs. 4 Nr. ; EVO(5 557 Nr. 6 EVOidF
des 6. ÄndG) bedurft, um diesen Personenkreis unter Ver-

sicherungsschutz zu stellen.

Für den Versicherungsschutz - gem. 5 559 Abs. 1 Nr. 5 EVO -
der von der Klägerin zusätzlich zu den fest angestellten

Orchestermitgliedern durch Vertrag verpflichteten Musiker,

die sich im übrigen nach den tatsächlichen Gegebenheiten
für die Dauer ihrer Mitwirkung in den Rahmen des Gesamt-

orchesters einfügen mußten und den Weisungen des

Orchesterleiters unterlagen, ist es somit unerheblich,

wie die vertragliche Verpflichtung zur Mitwirkung recht-

lich zu beurteilen ist, und ob die Musiker sonst selb-
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ständig oder als Angestellte in einem anderen Orchester tätig

waren .

Die Mitwirkung der Musiker bei der Aufnahme von Musikwerken im

Studio erfüllte auch die Voraussetzungen der Vorführung künstle-

rischer Leistungen. Der Begriff der Vorführung im Sinne des

5 559 Abs. 4 Nr. 5 EVO ist nach dem Sinn und Zweck dieser Rege—

lung zu bestimmen. Dabei ist insbesondere auch zu berücksich-

tigen, daß die inhaltlich gleichlautende frühere V0rschrift

des 5 557 Nr. 6 EVO aF einer der Zielsetzungen des 6. ÄndG
diente, die auf die Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf

alle im Arbeitsleben stehenden Personen gerichtet war (vgl.

Amtliche Begründung zum 6. ÄndG in AN 4942, 499; BSGE 45, 247,
249). Es würde dem Sinngehalt des 5 559 Abs. 4 Nr. 5 EVO ent-

gegenstehen, den Versicherungsschutz eines Musikers, der auf—

grund vertraglicher Verpflichtung seinen Beruf ausübt, unter-

schiedlich danach zu beurteilen, ob er die gleiche künstleri-

sche Darbietung innerhalb eines Orchesters unmittelbar vor
einer Zuhörerschaft erbringt oder aber in einem Aufnahmestudio,

wenn die Darbietung erst über einen Tonträger einem Publikum

zugänglich gemacht werden soll. In beiden Fällen besteht das

gleiche Schutzbedürfnis. Nach der Auffassung des Senats ent-

spricht es dem Sinn und Zweck des S 559 Abs. 4 Nr. 5 EVO,

auch die Mitwirkung im Rahmen eines Orchesters bei der Auf-

nahme eines Musikwerkes auf Tonträger als Vorführung im Sinne

dieser Vorschrift zu werten, wenn vorgesehen ist, das Ergeb-

nis der Aufnahme einer Zuhörerschaft zugänglich zu machen. Die

hiernach für den Versicherungsschutz der bei der Klägerin

nicht fest angestellten Musiker erforderlichen Voraussetzungen

waren gegeben.

Die Revision der Klägerin ist daher zurückzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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